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ZUSAMMENFASSUNG 

Der NÖ Landesrechnungshof überprüfte die Abwicklung der Strafgeldgebarung an Hand der 
Verwaltungsstrafverfahren der 21 Bezirkshauptmannschaften sowie die Tätigkeit der davon 
betroffenen Abteilungen des Amtes der NÖ Landesregierung. 

Die NÖ Landesregierung sagte im April 2011 in ihrer Stellungnahme zum vorläufigen Über-
prüfungsergebnis vom Jänner 2011 zu, alle zwölf Empfehlungen des NÖ Landesrechnungsho-
fes umzusetzen.  

Rund 310 Bundes- und 70 NÖ Landesgesetze enthalten Strafbestimmungen (davon etwa 40 
mit gesonderten Widmungsbestimmungen). Etwa 90 % der Anzeigen betrafen die Straßen-
verkehrsordnung. An deren Beispiel zeigt der NÖ Landesrechnungshof, dass die zahlreichen 
unterschiedlichen Widmungen von Strafgeldern aufwendig zu vollziehen sind und im Ergeb-
nis wie ein Finanzausgleich wirken. Daher sollte auf eine Vereinfachung hingewirkt werden. 

Strafgeldgebarung 

Geldstrafen fließen, sofern die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen, dem Land 
NÖ für Zwecke der Sozialhilfe oder dem Bund zu, wenn ein Bundesgesetz im Wirkungsbe-
reich einer Bundespolizeidirektion vollzogen wurde. 

Im Jahr 2009 wickelten die zuständigen Dienststellen des Landes NÖ Strafgelder von rund 
€ 57 Millionen ab. Davon flossen aufgrund der rechtlichen Vorgaben rund € 19 Millionen 
dem Land NÖ zu. Rund € 38 Millionen waren an Dritte abzuführen. Die Einnahmen des 
Landes NÖ aus Strafgeldern blieben 2007 bis 2009 annähernd gleich und stiegen 2010 laut 
vorläufigem Rechnungsabschluss auf fast € 20 Millionen. 

Vom Landespolizeikommando oder im Rahmen der Parkraumbewirtschaftung verfügte Straf-
gelder wurden nicht über das Rechnungswesen der Behörden abgewickelt, sondern direkt an 
die Widmungsstellen abgeführt. Das Landespolizeikommando führte so im Jahr 2009 rund 
€ 1,8 Millionen direkt an die Widmungsstellen ab. Die Strafgeldgebarung ist jedoch vollstän-
dig auf Bankkonten und im Rechnungswesen der Behörde (Land NÖ) darzustellen. 

Abwicklung der Verwaltungsstrafverfahren 

Die Gesamtzahl der eingelangten Anzeigen erhöhte sich seit 2007 um rund 102.000 oder 
10 % auf rund 1,1 Millionen im Jahr 2009. Außerdem waren um rund 147.000 oder 25 % 
mehr Anonymverfügungen zu erstellen. 

Die Anonymverfügungen wurden bis 2006 zu rund einem Drittel durch die Bezirkshaupt-
mannschaften und zu rund zwei Drittel unter Einbindung einer Fremdfirma erledigt. Im Jahr 
2007 nahmen die Bezirkshauptmannschaften dafür eine neu entwickelte IT-Anwendung, das 
„Strafenprogramm NEU“, in Betrieb. Damit war eine gänzliche Eigenverarbeitung der Ano-
nymverfügungen möglich, wodurch die Kosten für die Fremdfirma von rund € 0,5 Millionen 
jährlich eingespart werden konnten. Ab April 2010 wurde mit dem Strafenprogramm NEU 
auch ein Großteil der Strafverfügungen automatisiert abgewickelt. Dadurch wurde einer 
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Empfehlung aus dem Bericht LRH 15/2001 „Voranschlagsunwirksame Gebarung bei den 
Bezirkshauptmannschaften“ nachgekommen.  

Allein im Jahr 2009 wurden rund 172.000 elektronisch eingebrachte Anzeigen nicht weiter-
verfolgt, weil die Ermittlung der Fahrzeughalter und -lenker im Ausland innerhalb der Ver-
jährungsfrist vielfach nicht zu bewältigen ist. Der NÖ Landesrechnungshof hält daher Maß-
nahmen zur Verbesserung der rechtlichen Grundlagen für die Verfolgung von Verwaltungs-
strafsachen mit Auslandsbezug auf nationaler und internationaler Ebene für zweckmäßig.  

Da keine landes- oder bundesweite Evidenz verwaltungsbehördlicher Bestrafungen besteht, 
führt jede Strafbehörde, also im Wesentlichen die Bezirksverwaltungsbehörden sowie die 
Bundespolizeidirektionen, ein eigenes Strafregister. Diese Register sind grundsätzlich unter-
einander nicht vernetzt. Daher sollte ein bundesweites Verwaltungsstrafregister eingerichtet 
werden. 

Personalbedarf 

Im Jahr 2009 waren rund 236.000 bzw. 27 % Anzeigen mehr zu bearbeiten als im Jahr 2005. 
Die daraus erstellten Anonymverfügungen stiegen, während die Anzahl der erstellten Straf-
verfügungen und Straferkenntnisse stagnierte bzw. leicht zurückging. Im gleichen Zeitraum 
sank der Personaleinsatz (Vollzeitäquivalente) bei den Bezirkshauptmannschaften leicht. 

Der NÖ Landesrechnungshof führte dies auf die weitgehend automatisierte Abwicklung der 
standardisierten Verfahren und auf die Zusammenfassung von Arbeitsschritten zurück, wie 
zum Beispiel die zentrale Bearbeitung der Einnahmengebarung bei der Bezirkshauptmann-
schaft Wien-Umgebung. Außerdem war der Strafrahmen für Anonym- und Strafverfügungen 
angehoben worden. Andererseits zeigten Beispiele einen vermehrten Arbeitsaufwand bei 
jenen Verfahren, die nicht automatisiert abgewickelt werden konnten. 

Die Personalbedarfsberechnung aus dem Jahr 1990 und die Stellenbeschreibungen waren 
daher an die geänderten inhaltlichen, mengenmäßigen und zeitlichen Anforderungen anzupas-
sen. 

Strafenprogramm NEU  

Das Strafenprogramm NEU wickelt die Anonymverfügungen sowie seit Frühjahr 2010 einen 
Teil der Strafverfügungen in hohem Maß automatisiert ab. Dabei werden die elektronischen 
Anzeigen übernommen und nach insgesamt über 500 Regeln standardisiert verarbeitet.  

Die Programmentwicklung dauerte mehrere Jahre, erfolgte jedoch nicht als Projekt im Sinne 
der Dienstanweisung „Projektmanagement“ und ohne Kosten-Nutzen-Vergleich zwischen 
Eigenentwicklung des Programms und Fremdentwicklung. 

Die Arbeitsgruppe Strafen der Bezirkshauptmannschaften war maßgeblich an der Entwick-
lung beteiligt und wirkt an der inhaltlichen Wartung des Programms mit. Dies gewährleistet 
den Praxisbezug und dient der Qualitätssicherung. Der NÖ Landesrechnungshof vermisste 
jedoch die Mitarbeit der Fachabteilungen des Amtes der NÖ Landesregierung.   
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1 Prüfungsgegenstand 
Der NÖ Landesrechnungshof (LRH) überprüfte an Hand der Verwaltungsstrafverfahren 
der Bezirkshauptmannschaften bzw. der Tätigkeit der davon betroffenen Abteilungen 
des Amtes der NÖ Landesregierung die Strafgeldgebarung hinsichtlich der Einhaltung 
der rechtlichen Vorgaben, der Aufbau- und Ablauforganisation sowie des Personal- und 
Informationstechnologie-Einsatzes. Er konzentrierte sich dabei auf das Verwaltungs-
strafrecht im engeren Sinn bzw. dessen Verfahren, insbesondere im Verkehrswesen.  

Ziel war, die Abwicklung der Strafgeldgebarung im Hinblick auf den vermehrten Anfall 
von Anzeigen zu überprüfen sowie die Umsetzung von Empfehlungen des LRH aus 
dem Bericht 15/2001 „Voranschlagsunwirksame Gebarung bei den Bezirkshauptmann-
schaften“ zu verfolgen. 

Die Gebarungsüberprüfung umfasste die Rechnungsjahre 2007 bis 2009. Bei Bedarf 
wurden auch das Jahr 2010 bzw. für Vergleiche Vorperioden mit einbezogen. 

2 Rechtliche Grundlagen 
Allgemeine Regelungen des Verwaltungsstrafrechts sowie jene über das Verwaltungs-
strafverfahren enthält das Verwaltungsstrafgesetz 1991 (VStG), BGBl 1991/52. Die je-
weilige Zuständigkeit für die Durchführung von Strafverfahren ergibt sich aus den Be-
zug habenden Materiengesetzen. Darin wird normiert, welche Behörde jeweils für wel-
che Straftatbestände in erster Instanz zuständig ist. Im Regelfall ist dies die Bezirksver-
waltungsbehörde. 

Außerdem sind die Bestimmungen der Verordnung der Bundesregierung über Organ-
strafverfügungen, BGBl II 1999/510, maßgeblich.  

Gemäß § 26 Abs 1 VStG steht den Bezirksverwaltungsbehörden in erster Instanz die 
Untersuchung und Bestrafung aller Übertretungen zu, deren Ahndung nicht anderen 
Verwaltungsbehörden zugewiesen ist. Gemäß Abs 2  kommt den Bundespolizeidirekti-
onen die Strafbefugnis in erster Instanz im Rahmen ihres Wirkungsbereichs zu.  

Gemäß § 49a Abs 1 VStG kann die Behörde, soweit die Verwaltungsvorschriften nicht 
anderes bestimmen, durch Verordnung zur Verfahrensbeschleunigung einzelne Tatbe-
stände von Verwaltungsübertretungen bestimmen, für die sie durch Anonymverfügung 
eine im Vorhinein festgesetzte Geldstrafe bis zu € 220,00 vorschreiben darf.  

Weitere maßgebliche Regelungen finden sich in Dienstanweisungen und Vorschriften, 
welche im folgenden Bericht bei den jeweils Bezug habenden Punkten erläutert werden. 

3 Zuständigkeiten 
Auf Ebene der Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung sowie der Geschäftseintei-
lung des Amtes der NÖ Landesregierung folgt die Zuständigkeit für Strafen grundsätz-
lich als Annex der jeweiligen Materienzuständigkeit. Das bedeutet zum Beispiel, dass 
die Abteilung Verkehrsrecht RU6 sowohl für die Straßenpolizei als auch für das Straf-
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wesen in Straßenpolizeiangelegenheiten zuständig ist. Die Geschäftsordnung der NÖ 
Landesregierung sowie die Geschäftseinteilung des Amtes der NÖ Landesregierung 
enthielten dazu auch abweichende Einzelregelungen. 

Im Land NÖ werden die Verwaltungsstrafverfahren in erster Instanz grundsätzlich von 
21 Bezirkshauptmannschaften, vier Magistraten sowie drei Bundespolizeidirektionen 
durchgeführt.  

4 Abwicklung von Verwaltungsstrafverfahren 

Die Strafabteilungen bei den Bezirkshauptmannschaften verwendeten seit dem Jahr 
1990 ein elektronisches Strafsystem (HOST-Anwendung). Mit dieser Anwendung war 
jedoch der Anstieg der Verwaltungsstrafverfahren nicht zu bewältigen. So stieg allein 
die Anzahl der angefallenen Anonymverfügungen in NÖ von rund 252.000 im Jahr 
2000 auf rund 535.000 im Jahr 2005 und auf etwa 730.000 im Jahr 2009. Bis zum Jahr 
2006 wurden rund ein Drittel in der HOST-Anwendung der Bezirkshauptmannschaften 
und rund zwei Drittel unter Einbindung einer Fremdfirma abgewickelt. Bei der Selbst-
verarbeitung gaben die Mitarbeiter1 der Strafabteilungen die Anzeigen vollständig in 
die HOST-Anwendung ein, Ausdruck und Versand der Anonymverfügungen führte 
zentral das Amt der NÖ Landesregierung in St. Pölten durch.  

Bei der Fremdverarbeitung bereiteten die Strafabteilungen die Anonymverfügungen vor 
und das externe Unternehmen übernahm die vorsortierten Anzeigen, erhob den Zulas-
sungsbesitzer, fertigte die Anonymverfügung aus, versandte sie und überwachte den 
Zahlungseingang. Für diese Dienstleistung erhielt das Unternehmen rund € 1,30 pro 
Anonymverfügung. 

Die Bearbeitung der Anonymverfügungen durch die Fremdfirma erforderte Arbeits-
schritte (zB Vorsortierung, Nummerierung und dergleichen) in den Strafabteilungen. 

Im Jahr 2007 wurde eine neue IT-Anwendung für Strafen (im Folgenden als „Strafen-
programm NEU“ bezeichnet) bei den Bezirkshauptmannschaften in Betrieb genommen, 
um vorerst die zahlreichen Anonymverfügungen und ab April 2010 einen Großteil der 
Strafverfügungen automatisiert abzuwickeln. Damit sollte die Bearbeitung von Stan-
dardverfahren primär auf Kontrolle und Wartung beschränkt und gering gehalten wer-
den. Bei aufwendigen und zeitintensiven Verfahren, das sind insbesondere Strafer-
kenntnisse und teilweise Strafverfügungen, war eine Unterstützung des Sachbearbeiters 
als Aktenführungsprogramm vorgesehen.  

Der Zeitplan sah bis Oktober 2010 die Übernahme sämtlicher offener Verfahren von der 
HOST-Anwendung in das neue Programm sowie die Abschaltung der HOST-Anwen-
dung mit Ende 2010 vor. 

                                                 
1

 Um die Übersichtlichkeit zu erhöhen und die Lesbarkeit zu vereinfachen, wurden personenbezogene Bezeichnungen im 
Bericht grundsätzlich nur in einer Geschlechtsform verwendet und umfassen Frauen und Männer.  
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Sowohl aus der HOST-Anwendung als auch aus dem Strafenprogramm NEU konnten 
die Anzahl der eingelangten Anzeigen und die daraus resultierenden wesentlichen Ver-
arbeitungsschritte, beispielsweise jedoch nicht der zur Bearbeitung notwendige Zeit-
aufwand oder Personaleinsatz ausgewertet werden. 

An Hand von Beispielen stellte der LRH fest, dass nicht automatisierte Verfahren 
(Straferkenntnisse, Strafverfügungen) sowohl inhaltlich als auch umfänglich aufwendi-
ger wurden.  

Wesentliche Gründe hiefür waren komplexe Rechtsmaterien wie zum Beispiel der Be-
reich Ausländerbeschäftigung und die vermehrte Inanspruchnahme von Rechtsmitteln. 
Da das Strafenprogramm NEU nur eingeschränkte Auswertungen bietet, müssen die 
Daten für die Berechnung des Personalbedarfs und für den Personaleinsatz gesondert 
ermittelt werden. Diese Daten sollten nach Möglichkeit IT-unterstützt erstellt werden 
können.  

Mit der Inbetriebnahme des Strafenprogramms NEU wurde die ausgelagerte Verarbei-
tung von Anonymverfügungen wieder vollständig in die Verwaltung zurückgeführt. 

Die Rückführung der über die Fremdfirma abgewickelten Anonymverfügungen in 
die automatisierte Eigenverarbeitung erbrachte bezogen auf das Jahr 2005 eine 
jährliche Einsparung an Verarbeitungskosten von rund € 0,50 Millionen. 

5 Personalbedarfsberechnung 
Im Jahr 1990 wurde unter Einbindung der Abteilung Landesamtsdirektion-
Innenrevision LAD1-IR auf der Grundlage der ausgewerteten Verarbeitungsschritte so-
wie der Anzahl der ausgelagerten Anonymverfügungen ein Modell zur Personalbe-
darfsberechnung entwickelt. Die wesentlichen Bearbeitungsschritte wurden mit folgen-
den durchschnittlichen Personaleinsatzzeiten bewertet: 
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Personalbedarfsberechnung 

Leistung Personaleinsatz 

Straferkenntnisse 180 Minuten 

Strafverfügungen 20 Minuten 

Anonymverfügungen eigene Verarbeitung 6 Minuten 

Anonymverfügungen fremde Verarbeitung 2 Minuten 

Abtretungen 3 Minuten 

Einsteller 25 Minuten 

Rechtshilfe 25 Minuten 

Strafvollzug 15 Minuten 

Zu den ermittelten Bearbeitungszeiten wurden 5 % für Gesetzesstudium und derglei-
chen zugeschlagen. Weiters wurde eine Kanzleibesetzung von einem Mitarbeiter pro 
zwei Sachbearbeiter angenommen. 

Das Modell zur Personalbedarfsberechnung wurde nach der Einführung des Strafenpro-
gramms NEU in Jahr 2007 nicht an die neuen Anforderungen angepasst. So blieben die 
automatisierte Abwicklung von Standardverfahren, der hierfür erforderliche Wartungs-
aufwand und der vermehrte Aufwand bei der Bearbeitung der nicht standardisierten 
Verfahren  unberücksichtigt. 

Ergebnis 1 
Die Personalbedarfsberechnung aus dem Jahr 1990 ist zu aktualisieren, wobei die 
Zeiten für den Personaleinsatz an den geänderten Bearbeitungsumfang und 
-aufwand anzupassen sind. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Eine Aktualisierung der Personalbedarfsberechnung wird Ende des Jahres 2011 
geprüft werden, da bis dahin die "Feinabstimmungen" des Strafenprogramms 
NEU abgeschlossen sein dürften. Dabei werden die laufend steigenden Anzeigen-
zahlen, die bisher geschaffenen Automatisierungsschritte, aber auch die steigende 
Anzahl von Rechtsmitteln (Einsprüche und Berufungen) sowie die Tatsache, dass 
besonders die komplexen Rechtsmaterien im Bereich der allgemeinen Strafsachen 
mehr Bearbeitungsaufwand als in der Vergangenheit erfordern könnten, einflie-
ßen. 

NÖ Landesrechnungshof: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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6 Personaleinsatz 
In den Jahren 2005 und 2009 wurde das für die Bearbeitung von Strafen eingesetzte 
Personal erhoben und auf Vollzeitäquivalente umgelegt: 

Entwicklung des Personaleinsatzes 2005 und 2009 in Vollzeitäquivalenten 

Bezirkshauptmannschaft 2005  20092 2009 sonstige 

Amstetten 18,00 18,00 1,00 

Baden 22,00 21,25 5,25 

Bruck/Leitha 9,88 9,00 0,50 

Gänserndorf 14,00 11,50 2,50 

Gmünd 6,66 5,50 - 

Hollabrunn 7,25 6,95 - 

Horn 5,00 4,62 0,40 

Korneuburg 11,48 8,75 1,00 

Krems 6,50 6,38 - 

Lilienfeld 5,50 4,90 - 

Melk 12,55 8,00 2,75 

Mistelbach 11,38 11,50 - 

Mödling 34,75 26,88 3,75 

Neunkirchen 10,25 7,75 2,00 

Scheibbs 3,75 6,13 0,25 

St. Pölten 16,50 13,62 3,50 

Tulln 6,83 6,95 0,50 

Waidhofen/Thaya 2,50 3,22 - 

Wien-Umgebung 19,87 18,43 1,00 

Wiener Neustadt 9,88 8,05 1,00 

Zwettl 4,30 4,50 - 

Gesamt 238,83 211,88 25,403 

Im Jahr 2009 waren um 236.100 bzw. 27,35 % mehr Anzeigen zu bearbeiten als im Jahr 
2005, in dem insgesamt 863.240 Anzeigen einlangten. Außerdem waren die Anonym-

                                                 
2

 Im Rahmen des Dienstpostenplans. 
3

 Davon 14,50 Personen über den Personalstand, 9,90 Personen über die Vereine Jugend und Arbeit bzw. 0-Handicap und 
1,00 Praktikant. 
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verfügungen mit dem Jahr 2007 wieder zur Gänze in die eigene Verwaltung übernom-
men worden. Dennoch war der Personaleinsatz gemessen am Personalstand im Jahr 
2009 im Vergleich zu 2005 leicht gesunken, wobei ein Anteil von 10,7 % außerhalb des 
Dienstpostenplans ausgewiesen wurde.   

Der LRH führte dies auf die weitgehend automatisierte Abwicklung der standardisierten 
Verfahren zurück. Weiters wurden Arbeitsschritte zusammengefasst und verlagert, wie 
zum Beispiel die weitgehend zentrale Abwicklung der Einnahmengebarung an die Be-
zirkshauptmannschaft Wien-Umgebung.  

Anzahl und Wertigkeit der Dienstposten im Bereich Strafen waren insgesamt noch nicht 
an die geänderten Anforderungen, wie insbesondere an die automatisierte Abwicklung 
von Standardverfahren, den hierfür erforderlichen Wartungsaufwand oder den vermehr-
ten Aufwand bei der Bearbeitung der nicht standardisierten Verfahren angepasst wor-
den.  

Ergebnis 2 
Nach der Aktualisierung des Personalberechnungsmodells sind die Anzahl und die 
Wertigkeit der Dienstposten für den Bereich Strafen an die geänderten Anforde-
rungen (automatisierte Abwicklung der standardisierten Verfahren, Wartungs-
aufwand, Eigenbearbeitung) anzupassen. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Nach einer Aktualisierung des Personalberechnungsmodells wird die Anzahl und 
Wertigkeit der Dienstposten geprüft und falls nötig angepasst werden. 

NÖ Landesrechnungshof: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

7 Stellenbeschreibungen 
Für die Mitarbeiter des Bereichs Strafen waren zum Prüfungszeitpunkt Stellenbeschrei-
bungen erlassen. Diese waren aufgrund der laufenden Systemumstellung noch nicht an 
die aktuellen Anforderungen angepasst worden, wie insbesondere an die automatisierte 
Abwicklung von Standardverfahren oder den vermehrten Aufwand bei der Bearbeitung 
der nicht standardisierten Verfahren. 

Ergebnis 3 
Die Stellenbeschreibungen für den Bereich Strafen sind an die geänderten inhaltli-
chen, mengenmäßigen und zeitlichen Anforderungen anzupassen. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Die Stellenbeschreibungen werden an die geänderten Anforderungen angepasst 
werden. 
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NÖ Landesrechnungshof: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

8 Entwicklung der Verwaltungsstrafverfahren 
Die Verwaltungsstrafverfahren entwickelten sich gemessen an der Anzahl der einge-
langten Anzeigen, der erstellten Anonym- und Strafverfügungen sowie der Strafer-
kenntnisse wie folgt: 
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Die Gesamtzahl der eingelangten Anzeigen erhöhte sich seit 2007 um 102.217 oder 
10,25 %. Die geringe Steigerung von 2007 auf 2008 wurde darauf zurückgeführt, dass 
in der zweiten Hälfte des Jahres 2008 die Gemeinderadarstrafen eingestellt wurden.  

Die Gesamtzahl der erstellten Anonymverfügungen erhöhte sich seit 2007 um 147.005 
oder rund 25 %.  

Von 2000 bis 2009 verdreifachte sich der Bearbeitungsumfang bezüglich Anonymver-
fügungen nahezu. Der LRH hatte in seinem Bericht 15/2001 „Voranschlagsunwirksame 
Gebarung bei den Bezirkshauptmannschaften“ empfohlen, im Zuge der damals bereits 
geplanten elektronischen Übermittlung von Radaranzeigen die Möglichkeit einer auto-
matisierten Eigenverarbeitung von Anonymverfügungen zu prüfen. Diese Empfehlung 
wurde mit der Einführung des Strafenprogramms NEU ab dem Jahr 2007 verwirklicht. 
Mit diesem Programm zur weitgehend automatisierten Datenübernahme und Verarbei-
tung der Standardverfahren konnten die wachsende Anzahl an Anzeigen bewältigt wer-
den.  

Die erstellten Strafverfügungen und Straferkenntnisse wurden in den drei angeführten 
Jahren noch ausschließlich in der HOST-Anwendung verarbeitet, wobei die Anzeigen-
daten zum Großteil bereits automatisiert aus dem Strafenprogramm NEU in die HOST-
Anwendung übernommen wurden. Im Jahr 2010 wurde schrittweise die Möglichkeit der 
automatisierten Verarbeitung von Strafverfügungen im Strafenprogramm NEU geschaf-
fen. Mit Ende Juli 2010 waren bereits rund 33.000 Strafverfügungen automatisiert ab-
gewickelt worden. 

Während die Anzeigen und Anonymverfügungen eine stark steigende Tendenz aufwie-
sen, war bei den Strafverfügungen und Straferkenntnissen eine stagnierende bzw. leicht 
fallende Tendenz festzustellen. 
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Der Anteil der Straferkenntnisse verringerte sich sogar. Dies wurde im Wesentlichen 
durch die im Rahmen des Effizienzprojekts empfohlene gesetzliche Anhebung der 
Strafrahmen für Anonym- und Strafverfügungen erreicht. Wie bereits ausgeführt, zeig-
ten Beispiele einen vermehrten Arbeitsaufwand bei jenen Verfahren, die nicht automati-
siert abgewickelt werden konnten. 

9 Verrechnung der Strafgelder 
Der größere Teil der Strafgelder in Höhe von insgesamt rund € 38 Millionen im Jahr 
2009 war aufgrund der rechtlichen Vorgaben für Dritte zu widmen und daher in Rah-
men der durchlaufenden Gebarung abzuwickeln. Die Verrechnung der Strafgelder für 
das Land NÖ in Höhe von insgesamt rund € 19 Millionen im Jahr 2009 erfolgte in der 
voranschlagswirksamen Gebarung.  

Bis auf wenige Ausnahmen wurden die Einnahmen und die widmungsgemäßen Ausga-
ben der Strafgeldgebarung über das Amtskassenprogramm und Bankkonten des Landes 
NÖ bzw. der nachgeordneten Bezirkshauptmannschaften abgewickelt. Aus dem Amts-
kassenprogramm erfolgte über Verlagsabrechungen eine komprimierte Übernahme in 
die Landesverrechnung.  

Dabei war eine Kontrollinstanz durch die Revisionsabteilung der Landesbuchhaltung 
gegeben. Laufende Kontrollen erfolgten sowohl im Rahmen der Übernahme der Ver-
lagsabrechnungen bzw. bei der Erstellung der Jahresabschlüsse als auch regelmäßig bei 
den Überprüfungen der Gebarung vor Ort. 

Eine Ausnahme bildeten die direkten Abfuhren der Organstrafverfügungen durch das 
Landespolizeikommando an die Widmungsstellen. Weiters wurden teilweise Strafgelder 
aus der Parkraumbewirtschaftung direkt auf Bankkonten der betroffenen Gemeinden 
vereinnahmt, wobei bei einem Teil die Gebarung zumindest als Einnahmen und Ausga-
benbuchung in der Amtskassenverrechnung nachvollzogen wurde. Im Jahr 2009 wurden 
auf diese Weise Strafgelder allein aus den Organmandatsverfügungen des Landespoli-
zeikommandos in Höhe von rund € 1,8 Millionen außerhalb des Rechnungswesens nicht 
auf Bankkonten der Behörde (Land NÖ) verrechnet. Die gesetzlichen Vorgaben und die 
Sicherstellung der Kontrollmechanismen durch die Revisionsabteilung der Landes-
buchhaltung erfordern jedoch eine vollständige Darstellung der Strafgeldgebarung auf 
Bankkonten der Behörde und in deren Rechnungswesen.  

Ergebnis 4 
Die Strafgeldgebarung ist auf Bankkonten und im Rechnungswesen der Behörde 
(Land NÖ) vollständig darzustellen. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Die Forderung des NÖ Landesrechnungshofes wird umgesetzt werden. 

NÖ Landesrechnungshof: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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10 Voranschlagwirksame Einnahmen des Landes NÖ 2007 bis 2009 
Eingenommene Strafgelder, die im Amtskassenprogramm für das Land NÖ gewidmet 
wurden, flossen komprimiert im Wege der Verlagsabrechnungen in die voranschlags-
wirksame Gebarung. Die Beträge aus der Abrechnung von Organmandaten, die vom 
Landespolizeikommando direkt eingezahlt wurden, verbuchte die Landesbuchhaltung 
nach der angeführten Widmung auf den Voranschlagsstellen. Gelder, die aus der bar-
geldlosen Abwicklung der Organmandate einflossen, wurden auf einem „fremden Geld-
konto“ gesammelt und danach, soweit sie aufgrund der Widmung durch die Abteilung 
Polizeiangelegenheiten IVW1 direkte Einnahmen des Landes NÖ darstellten, auf die 
jeweiligen Voranschlagsstellen umgebucht.  

Die teilweise großen Salden auf dem fremden Geldkonto der Abteilung Polizeian-
gelegenheiten IVW1 wurden im Zuge der Prüfung aufgearbeitet. Für die Zukunft 
wurde eine regelmäßige (monatliche) Widmung zugesagt. 

Die voranschlagswirksamen Einnahmen aus der Strafgeldgebarung entwickelten sich 
laut Rechnungsabschluss (RA) wie folgt: 

Einnahmen aus der Strafgeldgebarung laut RA 2007 bis 2009 

 2007 2008 2009 

§ 15 VStG für Sozialhilfe 12.496.787,11 12.169.185,09 12.061.332,26

StVO für Erhaltung Landesstraßen 4.343.586,03 4.409.739,92 4.925.438,91

Verwaltungsstrafen für Amtsbetrieb 1.765.583,14 1.746.107,11 1.561.099,62

Diverse Widmungen 218.646,06 255.238,35 245.736,04

Gesamteinnahmen 18.824.602,34 18.580.270,47 18.793.606,83

Veranschlagte Einnahmen 15.461.100,00 16.717.800,00 20.520.300,00

Differenz + 3.363.502,34 + 1.862.470,47 - 1.726.693,17

Die Einnahmen des Landes NÖ aus Strafgeldern blieben 2007 bis 2009 annähernd 
gleich, wiesen jedoch gegenüber den Einnahmen aus Strafgeldern im Jahr 2005 von ins-
gesamt € 15.046.806,05 eine deutliche Steigerung auf. Während in den Jahren 2007 und 
2008 deutliche Mehreinnahmen gegenüber den veranschlagten Einnahmen festzustellen 
waren, konnte die optimistische Annahme für das Jahr 2009 nicht erreicht werden. Ins-
besondere bei den Einnahmen für die Sozialhilfe ergaben sich gegenüber dem veran-
schlagten Betrag von € 14.500.000,00 deutliche Mindereinnahmen in Höhe von 
€ 2.438.667,74. Laut vorläufigen Rechnungsabschluss 2010 (Stand 25. Jänner 2011) 
stiegen die Gesamteinnahmen aus der Strafgeldgebarung auf rund € 19,9 Millionen. Bei 
den Strafgeldeinnahmen für die Sozialhilfe ergaben sich dabei Mindereinnahmen ge-
genüber dem Voranschlag von rund € 1,0 Millionen und bei den Strafgeldeinnahmen 
für die Erhaltung von Landesstraßen Mehreinnahmen von rund € 1,1 Millionen. Der 
LRH empfahl daher die Veranschlagung der Einnahmen aus Strafgeldern möglichst an 
die jeweilige Entwicklung anzupassen. 
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Ergebnis 5 
Die Veranschlagung der Einnahmen aus Strafgeldern ist möglichst der jeweiligen 
tatsächlichen Entwicklung anzupassen. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Es wird versucht werden, die Veranschlagung der Einnahmen aus Strafgeldern 
der jeweiligen tatsächlichen Entwicklung anzupassen. 

NÖ Landesrechnungshof: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

11 Durchlaufende Gebarung 
Bis zur Einführung des Strafenprogramms NEU im Jahr 2007 wickelte jede Bezirks-
hauptmannschaft die Gebarung, die sich in Zusammenhang mit der HOST-Anwendung 
ergab, über das Amtskassenprogramm selbst ab. Die Mitarbeiter der Amtskassen muss-
ten dazu auch Buchungen im Strafenprogramm durchführen und die Abstimmung mit 
dem Amtskassenprogramm herstellen. Ebenso rechnete jede Bezirkshauptmannschaft 
die Organmandate ihrer Polizeiinspektionen im Amtskassenprogramm selbst ab.   

Jene Gebarung, die sich aus den durch die Fremdfirma abgewickelten Anonymverfü-
gungen ergab, wickelte die Bezirkshauptmannschaft St. Pölten ab.  

Das Landespolizeikommando überwies die baren Einnahmen von Organmandaten di-
rekt an die Widmungsstellen. Mit der Einführung der bargeldlosen Zahlungsmöglich-
keiten erfolgte die Verrechnung dieser Gebarung über die Abteilung Polizeiangelegen-
heiten IVW1 und die Landesbuchhaltung. 

Ziel des Strafenprogramms NEU war es jedoch, eine weitgehend zentrale Verrechnung 
der Strafgeldgebarung über die Bezirkshauptmannschaft Wien-Umgebung als Verrech-
nungsstelle zu schaffen. Mit dem Jahr 2007 wurden demnach alle im Strafenprogramm 
NEU verarbeiteten Fälle bereits über die Bezirkshauptmannschaft Wien-Umgebung ver-
einnahmt, gewidmet und abgerechnet.   

Im Jahr 2009 wurden bereits rund 65 % der durchlaufenden Strafgeldgebarung in Höhe 
von rund € 38 Millionen über die Bezirkshauptmannschaft Wien-Umgebung abgewi-
ckelt. Daraus ergaben sich folgende widmungsgemäße Überweisungsbeträge: 
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Überweisungsbeträge der Bezirkshauptmannschaft  
Wien-Umgebung im Rechnungsjahr 2009 

Widmungsempfänger Betrag 

ASFINAG rund  € 16,60 Mio 

Bund rund  € 7,00 Mio 

Gemeinden unter 10.000 Einwohner rund  € 0,80 Mio 

Gemeinden über 10.000 Einwohner rund  € 0,30 Mio 

Private Widmungsstellen rund  € 0,02 Mio 

Gesamt rund  € 24,72 Mio 

Mit Auflassung der alten HOST-Anwendung Ende Oktober 2010 war folgende Ver-
rechnung vorgesehen: 
• Alle im neuen Strafensystem abgewickelten und bezahlten Strafen wurden von der 

Bezirkshauptmannschaft Wien-Umgebung vereinnahmt und über das Amtskassen-
programm gewidmet, verrechnet bzw. an die jeweiligen Widmungsstellen überwie-
sen. Diese Vorgangsweise wird im vorgesehenen Vollausbau des Strafenprogramms 
NEU rund 90 % der Strafgeldgebarung umfassen. 

• Alle Fälle, die in den Vollzug gehen, wurden im Amtskassenprogramm als Vor-
schreibung generiert und der zuständigen Bezirkshauptmannschaft zur gebarungs-
mäßigen Abwicklung zugewiesen.  

• Die Abrechnung der Organmandate der jeweiligen Polizeiinspektionen sowie der 
Strafgelder der Parkraumbewirtschaftung erfolgte durch die jeweilige Bezirks-
hauptmannschaft im Amtskassenprogramm. Damit müssen die Mitarbeiter der 
Amtskassen nicht mehr im Strafenprogramm buchen. 

• Die Verrechnung der Organmandate des Landespolizeikommandos erfolgte unver-
ändert mit Direkteinzahlung bzw. über die Abteilung Polizeiangelegenheiten IVW1. 

Mit dieser Verrechnung konnte das Ziel einer zentralen Widmung und Auszahlung der 
Strafgelder über eine Verrechnungsstelle weitgehend, aber nicht vollständig erreicht 
werden.  

Da das Amtskassenprogramm dezentral aufgebaut ist und nur auf die Bezirkshaupt-
mannschaft bezogene Buchungen zulässt, kann damit keine einheitliche Gesamtabrech-
nung mit den Widmungsstellen  durchgeführt werden. Die verschiedenen Widmungs-
stellen erhalten nach wie vor von mehreren Stellen Überweisungen. Ein Überblick über 
die jeweils gebührenden Strafgelder fehlt. 

Ergebnis 6 
Bei der weiteren Entwicklung des Amtskassenprogramms ist die Zweckmäßigkeit 
einer zentralen Überweisung und Gesamtabrechnung mit den Widmungsstellen zu 
prüfen. 
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Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Bei der weiteren Entwicklung des Amtskassenprogramms wird die Zweckmäßig-
keit einer zentralen Überweisung und Gesamtabrechnung mit den Widmungsstel-
len geprüft werden. 

NÖ Landesrechnungshof: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

12 Strafenprogramm NEU 
Im Jahr 2007 löste bei den Bezirkshauptmannschaften eine neue IT-Anwendung für 
Strafen, das Strafenprogramm NEU, in Teilbereichen die HOST-Anwendung aus dem 
Jahr 1990 ab. 

Das Strafenprogramm NEU stellt eine effiziente und benutzerfreundliche Anwendung 
dar. Dies ist ein Verdienst der mitarbeitenden Bediensteten sowohl der Abteilung Lan-
desamtsdirektion-Informationstechnologie LAD1-IT als auch der Arbeitsgruppe Stra-
fen.  

Im Strafenprogramm NEU sind alle gesetzten Schritte nachvollziehbar, wodurch eine 
lückenlose Dokumentation gesichert ist. Außerdem gewährleistet eine Statistikfunktion 
Kontroll- und Steuerungsmöglichkeiten. Wesentliche Vorgänge wie das Abbrechen ei-
nes Strafverfahrens gemäß § 34 VStG oder auch das Absehen von einer Bestrafung ge-
mäß § 21 VStG unterliegen dem Vieraugenprinzip. 

12.1 Programmentwicklung 

Das Strafenprogramm NEU wurde von der Abteilung Landesamtsdirektion-Informa-
tionstechnologie LAD1-IT entwickelt, um die Bezirkshauptmannschaften in Bezug auf 
die wachsende Anzahl von Anonymverfügungen zu entlasten. Damit wurde eine Emp-
fehlung des LRH aus dem Bericht 15/2001 „Voranschlagsunwirksame Gebarung bei 
den Bezirkshauptmannschaften“ entsprochen.  

Das Programm wurde in enger inhaltlicher Zusammenarbeit mit der Arbeitsgruppe4 
Strafen der Bezirkshauptmannschaften erarbeitet. Abteilungen des Amtes der NÖ Lan-
desregierung waren nicht involviert. Mit dem für IT-Angelegenheiten zuständigen Lan-
desamtsdirektor-Stellvertreter erfolgten laufend inhaltliche Abstimmungen. 

Die Programmentwicklung dauerte mehrere Jahre, erfolgte jedoch nicht als Projekt im 
Sinne der Dienstanweisung „Projektmanagement“ (vormals „Projektgruppe“) der Abtei-
lung Landesamtsdirektion-Verwaltungs- und Bildungsmanagement LAD1-VB. Danach 
wurde das Programm an weitere in der Praxis auftretende Anforderungen angepasst und 
schrittweise erweitert.  

                                                 
4

 Die Arbeitsgruppen der Bezirkshauptmannschaften schlagen der Konferenz der Bezirkshauptmänner für anfallende 
Problemstellungen praxisnahe Lösungen zur Beschlussfassung vor. 
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Der LRH vermisste daher die in den Dienstanweisungen „Individuelle IT-Anwendun-
gen, Organisation und Dokumentation“ vorgesehene Projektorganisation bei der Pro-
grammentwicklung. Außerdem fehlten eine Aufwandsschätzung und eine genaue Ter-
minplanung. Auch ein Kosten-Nutzen-Vergleich zwischen Eigenentwicklung des Pro-
gramms durch Mitarbeiter der Abteilung Landesamtsdirektion-Informationstechnologie 
LAD1-IT und Fremdentwicklung lag nicht vor.  

Obwohl das Strafenprogramm NEU bereits im Jahr 2007 eingeführt wurde, ergab sich 
laut Aussagen von Anwendern durch die im Frühjahr 2010 angekündigte Abschaltung 
der HOST-Anwendung letztendlich ein zeitlicher Druck. Überdies fehlten zeitliche Re-
serven, weil die dafür eingesetzten Mitarbeiter der Abteilung Landesamtsdirektion-
Informationstechnologie LAD1-IT einen Großteil der anderen Anwendungen der Be-
zirkshauptmannschaften zu betreuen haben, wie zum Beispiel termingebundene Anfor-
derungen aufgrund von Gesetzesänderungen in anderen Bereichen (Fremdengesetz, 
Waffengesetz, Führerscheingesetz etc.).  

Ergebnis 7 
Komplexe Aufgabenstellungen, welche nicht im Rahmen der bestehenden Linien-
organisation bewältigt werden können, sind nach den maßgeblichen Dienstanwei-
sungen grundsätzlich in Projektform abzuwickeln. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Komplexe Aufgabenstellungen werden künftig in Projektform abgewickelt werden. 

NÖ Landesrechnungshof: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

12.2 Betrieb 

Das Strafenprogramm NEU wickelt die Anonymverfügungen sowie seit Frühjahr 2010 
einen Teil der Strafverfügungen in hohem Maß automatisiert ab. Dabei werden die 
elektronischen Anzeigen übernommen und nach variablen Regeln (insgesamt über 500) 
selektiert und standardisiert verarbeitet. Folgende Anzeigen sind dabei relevant: 
• Radargeräte 
• Polizei (VSTV-Anzeigen: Das von der Polizei eingesetzte Programm VSTV –Ver-

waltungsstrafverfahren verfasst vollständige Verwaltungsanzeigen, die in einem 
Strafkatalog der Länder festgelegt sind und einem Regelwerk unterliegen, und ver-
sendet diese Verwaltungsanzeigen auf elektronischem Weg direkt zur zuständigen 
Bezirksverwaltungsbehörde. Der Vorteil dieser Applikation liegt darin, dass die An-
zeige alle für das Verfahren notwendigen Merkmale enthält). 

• ASFINAG 
• Finanzverwaltung (KIAB – Kontrolle illegaler Arbeitnehmerbeschäftigung) 
• Spezialanzeigen (zB Abstandsmessung, Lenkzeiten) 
• Gemeinden 
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• Bezirkshauptmannschaft intern 

Einige Aufgaben in Verwaltungsstrafverfahren wurden wie folgt auf interne Dienst-
leister konzentriert, um die Bezirkshauptmannschaften zu entlasten: 
• Callcenter für die Erteilung allgemeiner Erstinformationen bei Anonymverfügungen 

durch die Abteilung Landesamtsdirektion-Beschwerde- und Informationsstelle 
LAD1-BI 

• Druck, Kuvertierung und Abfertigung für Anonymverfügungen, Strafverfügungen 
sowie Lenkererhebungen zentral durch die Abteilung Landesamtsdirektion-
Poststelle LAD1-PS 

• Einnahmeverbuchung, Abrechnung und Widmung zentral durch die Bezirkshaupt-
mannschaft Wien-Umgebung 

• Wartung der Regeln, Strafcodes und Vorschlagstabellen für Strafenprogramm NEU 
durch die Arbeitsgruppe Strafen der Bezirkshauptmannschaften 

Auch im Bereich der Strafverfügungen brachte das Strafenprogramm NEU erhebliche 
Erleichterungen für die Sachbearbeiter. So erstellt das Programm automatisch eine 
Strafverfügung für alle Anzeigen, bei denen eine automatisch erstellte Anonymverfü-
gung nicht bezahlt wurde. Diese muss vom Bearbeiter kontrolliert und freigegeben wer-
den, danach wird sie zentral mit Rückscheinbrief (RSa) und Zahlschein in St. Pölten 
ausgedruckt. Die Verbuchung der Zahlung erfolgt auf der Bezirkshauptmannschaft 
Wien-Umgebung. Wird die Strafverfügung nicht bezahlt, ergeht eine automatische 
Mahnung. Ein eventueller Vollzug wird durch Export der Daten in das Amtskassenpro-
gramm unterstützt. 

Die Arbeitsgruppe Strafen ist auch maßgeblich an der inhaltlichen Aktualisierung und 
Erweiterung des Programms beteiligt. Diese Mitarbeit der Anwender bei den Bezirks-
hauptmannschaften gewährleistet den Praxisbezug und dient der Qualitätssicherung.  

Der LRH vermisste jedoch – von informellen Kontakten abgesehen –  wie schon bei der 
Entwicklung auch bei der Wartung des Strafenprogramms NEU die Mitarbeit der Fach-
abteilungen des Amtes der NÖ Landesregierung. Er erachtete sowohl bei allgemeinen 
strafrechtlichen Angelegenheiten als auch bei materienbezogenen Fragen deren Einbin-
dung für zweckmäßig.  

So waren im Strafenprogramm NEU alle relevanten Normen des Verwaltungsstrafge-
setzes zu berücksichtigen sowie in weiterer Folge auch der umfangreiche Tatbestands-
katalog aller infrage kommenden Materiengesetze einzuarbeiten. Allein die Straßenver-
kehrsordnung 1960 (StVO), BGBl 1960/159, und das Kraftfahrgesetz 1967 (KFG), 
BGBl 1967/267, umfassen rund 420 einzelne Tatbestände.  

Anzahl und Umfang der in der Anwendung zu wartenden Normen sowie deren inhaltli-
che Ausgestaltung sprechen für eine Befassung der jeweils zuständigen Fachabteilung 
im Amt der NÖ Landesregierung. Beispielsweise fällt die Auslegung von Strafnormen 
oder etwa auch die Festlegung von Strafgrenzen in deren Zuständigkeitsbereich.  
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Auch wenn das Strafenprogramm NEU von den Bezirkshauptmannschaften angewendet 
wird, empfiehlt der LRH daher Ansprechpartner bei den Fachabteilungen zu bestim-
men, insbesondere bei der Abteilung Verkehrsrecht RU6, weil der überwiegende Teil 
der Verwaltungsstrafen aus dem Verkehrswesen stammt. 

Ergebnis 8 
Die Fachabteilungen des Amtes der NÖ Landesregierung sind in die – inhaltlich 
von den Bezirkshauptmannschaften getragene – Wartung und Erweiterung des 
Strafenprogramms NEU einzubinden. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
In die von den Bezirkshauptmannschaften durchgeführten Wartungsarbeiten der 
Bescheidtexte und des Strafenprogramms NEU werden künftig die Fachabteilun-
gen des Amtes der NÖ Landesregierung verstärkt eingebunden werden. 

NÖ Landesrechnungshof: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

12.3 Rechnungswesen und Strafenprogramm NEU 

Die Abwicklung der Verwaltungsstrafverfahren ist mit dem Rechnungswesen verbun-
den, wobei die Strafgeldgebarung fast ausschließlich über das Amtskassenprogramm 
der Bezirkshauptmannschaften verrechnet und daraus komprimiert in die Mehrphasen-
buchhaltung des Landes NÖ als zentrales Verrechnungssystem übernommen wird. Da-
her war das Strafenprogramm NEU über Schnittstellen mit dem Amtskassensystem zu 
verbinden. 

Im Strafenprogramm NEU ist demgemäß ein automatisiertes mehrstufiges Mahnwesen 
vorgesehen. Falls im Lauf des Vollzugs der Forderung aus der Strafverfügung oder dem 
Straferkenntnis Einnahmevorschreibungen vorzunehmen sind, so werden diese direkt 
aus dem Strafenprogramm NEU in das Amtskassenprogramm exportiert. Ebenso ist ei-
ne Abfrage des aktuellen Stands der Vorschreibungen im Strafenprogramm NEU ohne 
Wechsel in das Amtskassensystem möglich. Außerdem bestehen Durchbuchungsregeln 
im Amtskassenprogramm für die Widmungen der Strafgelder. 

Die Widmungslisten aus dem Strafenprogramm NEU müssen jedoch noch händisch in 
das Amtskassensystem übernommen und entsprechend abgestimmt werden. Auch eine 
automatisierte Anweisung an die Widmungsempfänger besteht nicht.  

Daher empfahl der LRH, die Übernahme von Daten aus dem Strafenprogramm NEU 
und dem Rechnungswesen soweit technisch möglich und zweckmäßig durch entspre-
chende Schnittstellen weiter auszubauen. 

Ergebnis 9 
Das Strafenprogramm NEU und das Amtskassenprogramm sind soweit technisch 
möglich durch weitere zweckmäßige Schnittstellen zu verbinden. 
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Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Der Anregung des Landesrechnungshofes wird Rechnung getragen, die Schnitt-
stellen wurden bereits weitergehend ausgebaut, ein Export der Widmungsliste 
wird ermöglicht, ebenso der Import im Amtskassenprogramm. 

NÖ Landesrechnungshof: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

12.4 Verarbeitung der Einnahmenbelege 

Eine der wesentlichen Verbesserungen im Strafenprogramm NEU stellte die automati-
sierte Verarbeitung der Einnahmenbelege durch die Bezirkshauptmannschaft Wien-
Umgebung dar. Damit wurde einer Empfehlung des LRH aus dem Bericht 15/2001 
„Voranschlagsunwirksame Gebarung bei den Bezirkshauptmannschaften“ Rechnung 
getragen. Die damals ausschließlich händische Erfassung der Einnahmenbelege in der 
HOST-Anwendung sowie deren gesammelter Übertrag in das Amtskassenprogramm 
waren einerseits arbeitsaufwendig und bargen andererseits Fehlerquellen. 

Die Anzahl der zentral und automatisiert verarbeiteten Einnahmenbelege entwickelte 
sich wie folgt: 

Entwicklung der zentral verarbeiteten Einnahmenbelege 2007 bis 2009 

 2007 2008 2009 

automatisierte Verarbeitung  400.319 (87,0%)  466.885 (85,4%)  575.098 (86,4%)

händisch oder teilweise händisch  59.727 (13,0%)  79.957 (14,6%)   90.780 (13,6%)

Gesamt  460.046  546.842  665.878 

Der Anteil der automatisiert verarbeiteten Belege blieb in den drei Jahren annähernd 
gleich. Mit dem Jahr 2010 wurde in Zusammenarbeit mit der kontoführenden Bank eine 
verbesserte Verarbeitungssoftware eingeführt. Wie die Entwicklung der ersten Monate 
zeigte, konnte dadurch der Anteil der automatisiert verarbeiteten Einnahmenbelege auf 
über 90 % gesteigert werden. An einer weiteren Verbesserung wurde gearbeitet. 

Die Einführung und die laufende Verbesserung der zentralen und automatisierten 
Erfassung der Einnahmenbelege stellte eine wesentliche Arbeitserleichterung dar 
und half Fehlerquellen zu beseitigen. 
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12.5 Anwendungsbeispiele Strafenprogramm NEU 

In der Folge werden zwei Anwendungsbeispiele aus dem Strafenprogramm NEU darge-
stellt: 
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13 Organstrafverfügungen 
Die Behörde kann gemäß § 50 Abs 1 VStG besonders geschulte Organe der öffentlichen 
Aufsicht ermächtigen, wegen bestimmter von ihnen dienstlich wahrgenommener oder 
vor ihnen eingestandener Verwaltungsübertretungen mit Organstrafverfügung Geldstra-
fen einzuheben. 

Das dafür vorgesehene Formular ist gemäß § 2 Verordnung der Bundesregierung über 
Organstrafverfügungen vom Organ im Durchschreibeverfahren in zwei Ausfertigungen 
auszufüllen, zu datieren und eigenhändig zu unterschreiben. Die Urschrift ist dem Be-
anstandeten zu übergeben. Die Vorlage einer Durchschrift des Formulars und die Ab-
führung der eingehobenen Strafbeträge (Schecks, Originale der Kreditkartenbelege) an 
die Behörde hat unverzüglich zu erfolgen. 

In den einzelnen NÖ Verwaltungsbezirken legen die Organe der öffentlichen Aufsicht 
Formulare und eingehobene Strafbeträge direkt an die jeweils zuständige Bezirksver-
waltungsbehörde vor, wo die Daten in das Amtskassenprogramm übernommen und au-
tomatisch weiterverarbeitet werden. 

Darüber hinaus wickeln landesweit zuständig das Landespolizeikommando (Verkehrs-
abteilung) und die Autobahnpolizeiinspektionen mit insgesamt elf Dienststellen sowie 
die vier Polizeidiensthundeinspektionen die Organstrafverfügungen zentral mit der Ab-
teilung Polizeiangelegenheiten IVW1 des Amtes der NÖ Landesregierung ab. Die Ver-
rechnung erfolgt in den folgenden neun Verrechnungskreisen: 
• Bankomatkasse: Kreditkarten, Bankomatkarte, Quick 
• Kreditkartenzahlung ohne elektronische Verrechnung  
• Erlagscheinzahlung (BOM – Bargeldlose Organmandate) 
• Verrechnung Grenzbereich S1 – Bundesland Wien  
• Verrechnung Grenzbereich A4 – Bundesland Burgenland 
• Polizeidiensthundeinspektion St. Pölten 
• Polizeidiensthundeinspektion Echsenbach 
• Polizeidiensthundeinspektion Wiener Neustadt  
• Polizeidiensthundeinspektion Guntersdorf  
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Die folgende Tabelle enthält die vom Landespolizeikommando mit Organstrafverfü-
gungen eingehobenen Strafgelder im Jahr 2009. Von den insgesamt eingehobenen rund 
€ 2,16 Millionen verblieben rund € 0,84 Millionen beim Land NÖ und rund € 1,32 Mil-
lionen waren als fremde Gelder über die durchlaufende Gebarung an ASFINAG und 
Bund zu überweisen. 

Organstrafverfügungen Landespolizeikommando 2009 

Rechtsgrundlage  
Widmung 

Erlagschein 
Kreditkarte, 
Bankomat 

Barzahlung Summe 

StVO – ASFINAG 2.980,00 205.540,00 1.008.844,33 1.217.364,33

StVO – Bund 190,00 17.800,00 86.908,10 104.898,10

StVO – Land 80,00 1.680,00 9.317,75 11.077,75

Führerscheingesetz  180,00 2.360,00 14.518,40 17.058,40

Tiertransportgesetz 2007  0,00 0,00 160,00 160,00

NÖ Naturschutzgesetz 
2000 

0,00 0,00 327,10 327,10

Kraftfahrgesetz 1967, 
Strafen ohne Widmung 

11.075,00 190.770,00 608.290,41 810.135,41

Summe 14.505,00 418.150,00 1.728.366,09 2.161.021,09

Während des laufenden Monats fordert die Abteilung Polizeiangelegenheiten IVW1 die 
Kreditkartenbeträge bei den Kreditkartenfirmen an. Weiters werden die Zahlungsein-
gänge aufgrund von Zahlungen bei Bankomatkassen fortlaufend mit Excel-Listen er-
fasst. Bei dieser Erfassung sind auch die unterschiedlichen Disagio-Usancen zu berück-
sichtigen. Bei den Eingängen von Bankomatkarten sowie einer Kreditkartenfirma wer-
den Bruttobeträge erfasst, das Disagio wird am Monatsende gesamt vorgeschrieben. Bei 
den anderen Kreditkartenfirmen erfolgt die Anweisung von Nettobeträgen unter Aus-
weis des Disagios auf dem Überweisungsbeleg. Mitte bis Ende des Folgemonats erhält 
die Abteilung Polizeiangelegenheiten IVW1 folgende Abrechnungslisten des Landespo-
lizeikommandos sowie der Polizeidiensthundeinspektionen:  

• ca. 6.000 Organmandatsbelege – sortiert nach fortlaufenden Block-Nummern und 
nach Autobahnpolizeiinspektionen und Verkehrsabteilung des Landespolizeikom-
mandos  

• Sammellisten mit Widmungsaufteilung nach Autobahnpolizeiinspektionen und Ver-
kehrsabteilung des Landespolizeikommandos  

• Monatsgesamtliste mit Widmungsaufteilung 
• Sammellisten mit Widmungsaufteilung der Autobahnpolizeiinspektion Schwechat 

für den Bereich S1 Bundesland Wien und/oder A4 Bundesland Burgenland  
• Monatsgesamtliste mit Widmungsaufteilung für den Bereich S1 Bundesland Wien 

und/oder A4 Bundesland Burgenland 
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• etwaige Anweisungsaufträge bei falscher Code-Eingabe Bankomatkasse (zB Wid-
mungsart Organmandat statt Sicherheitsleistung, Autobahn-Ersatzmaut oder Blau-
lichtsteuer) 

Die Verrechnung des bargeldlosen Organmandats umfasst: 
• ca. 50 bis 100 Organmandate  
• Sammellisten mit Widmungsaufteilung nach Autobahnpolizeiinspektionen und Ver-

kehrsabteilung des Landespolizeikommandos  
• Monatsgesamtliste mit Widmungsaufteilung 

Polizeidiensthundeinspektionen mit getrennten Abrechnungen: 
• 10 bis 20 Organmandate je Polizeidiensthundeinspektion 
• Sammellisten mit Widmungsaufteilung je Polizeidiensthundeinspektion  
• Monatsgesamtliste mit Widmungsaufteilung je Polizeidiensthundeinspektion 

Rund 80 % der von den vom Landespolizeikommando eingehobenen Organmandats-
strafen sind Barzahlungen. Die Einzahlung dieser Strafbeträge erfolgt direkt durch das 
Landespolizeikommando in Teilbeträgen auf die jeweiligen Konten der Widmungsstel-
len (ASFINAG, BMVIT, Land NÖ etc.). Die restlichen rund 20 % werden mit Kredit-
karten, Bankomat oder bargeldlosem Organmandat eingehoben. Im Zuge der Abrech-
nung fallen dabei für die Abteilung Polizeiangelegenheiten IVW1 folgende Tätigkeiten 
an: 

Bankomat, Kreditkarten:  
• Zusammenführung der Zahlungseingänge aus Bankomatkasse und Kreditkartenan-

forderung  
• Abgleich der Zahlungseingänge bei der Abteilung Polizeiangelegenheiten IVW1 mit 

der Monatsliste des Landespolizeikommandos 

Erlagscheinzahlung  
• Gesamtlistenerstellung aller bargeldlos eingezahlten Organmandate mit Erfassung 

- der Organmandat-Nummer und des Ausstellungsdatums 
- der Daten des Fahrzeuglenkers und des Fahrzeugs 
- der Strafbehörde 
- der Autobahnpolizeiinspektionen  
- des Strafbetrags sowie der Strafwidmung 

• Erfassung der Zahlungseingänge  
• Listenerstellung für bezahlte bargeldlose Organmandate für Widmungsaufteilung  

und unbezahlte bargeldlose Organmandate (diese Belege werden mit dem Ersuchen 
um Einleitung der Strafverfahren an die jeweilige Strafbehörde übermittelt) 
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Polizeidiensthundeinspektionen 

Da ausschließlich Barbeträge eingehoben werden, erfolgte die Widmungsaufteilung di-
rekt durch Einbezahlung der Beträge an die Widmungsempfänger. Die Abteilung Poli-
zeiangelegenheiten IVW1 erstellte eine Jahresliste. 

Endabrechnung gesamt 
• Zusammenführung der verbliebenen Verrechnungskreise 

- Bankomat 
- Bargeldloses Organmandat 
- S1 Bereich NÖ/Wien sowie A4 Bereich NÖ/Burgenland 
- Aufteilung der Disagio-Spesen der Bankomat- bzw. Kreditkartenabrechnungs-

firmen aliquot auf Widmungsempfänger  
- Aufteilung eventueller Differenzbeträge gemäß Abgleichsliste „IVW1-

Zahlungseingänge und Landespolizeikommando für NÖ“ auf Widmungsemp-
fänger aliquot durch Zahlungseingänge monatsübergreifend 

Diese Auflistung zeigt, wie viele Tätigkeiten allein die Abrechnung der Organstrafver-
fügungen des Landespolizeikommandos bei der Abteilung Polizeiangelegenheiten 
IVW1 erfordert.  

Im Februar 2001 wurde die Möglichkeit zur Einhebung von Organmandaten mit Kre-
ditkarten geschaffen. Mit der Dienstanweisung „Einhebung von Organmandaten und 
vorläufigen Sicherheiten mittels Kreditkarten, Verrechnung“ vom 19. Februar 2001 er-
hielten die Bezirkshauptmannschaften entsprechende Anweisungen, nicht jedoch die 
Abteilung Polizeiangelegenheiten IVW1. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte die Abteilung 
Polizeiangelegenheiten IVW1 in Bezug auf die Organmandate lediglich redaktionelle 
Aufgaben (Erstellung des Anhangs zu den Ermächtigungsurkunden) sowie die nach-
trägliche Kontrolle über den ordnungsgemäßen Umgang mit Organmandatsblöcken. Die 
Verrechnung der mit Organmandat eingehobenen Strafgelder erfolgte bis dahin direkt 
zwischen Landespolizeikommando (damals Landesgendarmeriekommando) und Lan-
desbuchhaltung. Seit Frühjahr 2001 führt die Abteilung Polizeiangelegenheiten IVW1 
die gesamte Verrechnung der Organmandate durch. 

Ein Großteil der einzelnen durchzuführenden Arbeitschritte resultiert aus der Tatsache, 
dass die Abteilung Polizeiangelegenheiten IVW1 das Amtskassenprogramm nicht zur 
Verfügung hat. Auf diesen Umstand wurde bereits im Jahr 2001 hingewiesen. Dadurch 
ist die gesamte Abrechnung manuell zu erledigen, was neben dem Mehraufwand auch 
Fehlerquellen beinhaltet.  

In der Praxis wird die Abwicklung der bar bezahlten Organstrafverfügungen dadurch 
verkürzt, dass die vereinnahmten Strafgelder nicht an die Abteilung Polizeiangelegen-
heiten IVW1, sondern direkt an die gesetzlichen Widmungsempfänger (zB ASFINAG) 
weitergeleitet werden. Die Abteilung Polizeiangelegenheiten IVW1 wird darüber unter 
Anschluss von Abrechnungen und Belegen informiert.  
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Die Vorgangsweise entspricht jedoch nicht der Verordnung der Bundesregierung über 
Organstrafverfügungen, wonach bar vereinnahmte Strafgelder unverzüglich an die Ab-
teilung Polizeiangelegenheiten IVW1 als zuständige Behörde abzuliefern sind. 

Außerdem wies der LRH darauf hin, dass der jeweilige gesetzliche Widmungsempfän-
ger lediglich einen Gesamtbetrag erhält, welchen er mangels einer aufgeschlüsselten 
Abrechnung nicht nachvollziehen kann. 

Bei der Abrechnung verwendet das Landespolizeikommando eine Software, welche die 
lückenlose Erfassung der Organmandatsblöcke und der eingenommenen Beträge ge-
währleistete. Ein vom LRH überprüfter Abrechnungsmonat von zwei Autobahnpolizei-
inspektionen stimmte vollständig mit den Organmandatsblöcken überein.  

Bei der Durchsicht der Belege stellte der LRH fest, dass die Überweisung der Strafgel-
der vom Landespolizeikommando direkt an die Widmungsempfänger nicht § 100 
Abs 10 Straßenverkehrsordnung entsprach, sondern anstelle von 80 % jeweils 100 % 
der eingenommenen Strafgelder an den Straßenerhalter (ASFINAG) überwiesen wur-
den; 20 % der eingenommenen Strafgelder hätten dem Bundesministerium für Inneres 
gebührt. Der Einsatz des Amtskassenprogramms kann solche Fehler vermeiden.  

Da die Abwicklung der Strafgelder aus dem Strafenprogramm NEU bereits bei der Be-
zirkshauptmannschaft Wien-Umgebung erfolgt, bietet sich auch die Verrechnung der 
Organstrafverfügungen des Landespolizeikommandos bei dieser Dienststelle an. Die 
Bezirkshauptmannschaft Wien-Umgebung verfügt bereits über das nötige Fachwissen, 
wendet das Amtskassenprogramm an und könnte diese Aufgaben unter Umschichtung 
von entsprechenden Personalressourcen erledigen.  

Ergebnis 10 
Die Verrechnung der Organstrafverfügungen des Landespolizeikommandos ist 
unter Anwendung des Amtskassenprogramms neu zu organisieren. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Von der Abteilung Polizeiangelegenheiten wurde mit der Umsetzung bereits be-
gonnen. 

NÖ Landesrechnungshof: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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14 Widmung von Strafgeldern 
Rund 310 Bundesgesetze und 70 NÖ Landesgesetze enthalten Verwaltungsstrafbestim-
mungen. 

Gemäß § 15 VStG fließen Geldstrafen sowie der Erlös verfallener Sachen, sofern die 
Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen,  

1. dem Land für Zwecke der Sozialhilfe, bestehen aber Sozialhilfeverbände, dem Sozi-
alhilfeverband, in dessen Gebiet die Strafe verhängt wurde, zu;  

2. dem Bund zu, sofern ein Bundesgesetz im Wirkungsbereich einer Bundespolizeidi-
rektion vollzogen wurde. 

Neben dieser Generalregel enthalten zahlreiche Bundes- und NÖ Landesgesetze geson-
derte Widmungsregelungen, welche einen bestimmten Empfänger und Verwendungs-
zweck für die eingenommenen Strafgelder normieren und damit im Ergebnis wie ein 
Finanzausgleich wirken. 

Wie die folgenden Beispiele zeigen, müssen die Strafbehörden daher eine Vielzahl von 
Widmungsregelungen anwenden und aktuell halten, die nicht unter die subsidiäre Gene-
ralregel des § 15 VStG fallen: 



NÖ LRH  Strafgeldgebarung 

Bericht 5/2011   27 

 

Strafgeld-Widmungen in Bundesgesetzen 

Rechtsgrundlage Empfänger Widmungszweck 

Abfallwirtschaftsgesetz 2002 Gebietskörperschaft, die Strafbe-
hördenaufwand trägt - 

Apothekengesetz 
Wohlfahrts- und Unterstützungs-
fonds der Pharmazeutischen Ge-
haltskasse 

- 

Arbeitskräfteüberlassungsgesetz Arbeitsmarktservice - 

Arbeitslosenversicherungsgesetz  Arbeitsmarktservice - 

Arbeitsmarktförderungsgesetz Arbeitsmarktservice - 

Ausländerbeschäftigungsgesetz Arbeitsmarktservice - 

Bundesluftreinhaltegesetz Gebietskörperschaft, die Strafbe-
hördenaufwand trägt - 

Containersicherheitsgesetz 

50 % Gebietskörperschaft, die 
Strafbehördenaufwand trägt  

50 % Gebietskörperschaft, die 
Aufwand für Organe zu tragen hat

- 

Denkmalschutzgesetz  Bund Denkmalfonds 

Epidemiegesetz Gemeinden - 

Forstgesetz 1975 Gemeinde bzw. Gebietskörper-
schaft, die Behördenaufwand trägt - 

Führerscheingesetz Gebietskörperschaft, die Strafbe-
hördenaufwand trägt 

Vollziehung Führer-
scheingesetz 

Gewerbeordnung 1994 Landeskammer der gewerblichen 
Wirtschaft bzw. § 15 VStG 

Wirtschaftsförderung 
sowie Unterstützung 
unverschuldet in 
Notlage geratener 
Gewerbetreibender  

Güterbeförderungsgesetz 1995 

30 % Gebietskörperschaft, 
die Strafbehördenaufwand trägt 

70 % Österreichischer Verkehrssi-
cherheitsfonds 

- 

Hebammengesetz Österreichisches 
Hebammengremium - 

Immissionsschutzgesetz-Luft Gebietskörperschaft, die Strafbe-
hördenaufwand trägt - 
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Strafgeld-Widmungen in Bundesgesetzen 

Rechtsgrundlage Empfänger Widmungszweck 

Seeschiffahrtsgesetz Bund Fürsorge für Seeleute

Straßentunnel-Sicherheitsgesetz 

30 % Gebietskörperschaft, die 
Strafbehördenaufwand trägt  
70 % Österreichischer Verkehrssi-
cherheitsfonds 

- 

Tierseuchengesetz Staatsschatz - 

Tiertransportgesetz 2007 
Bundesland bzw. 20 % Gebiets-
körperschaft, die Personal- und 
Sachaufwand für Organe trägt  

Überwachung der 
Tiertransporte, für 
Ausbildung und 
Schulung der Kon-
trollorgane 

Unfalluntersuchungsgesetz Gebietskörperschaft, die Strafbe-
hördenaufwand trägt - 

Wasserrechtsgesetz 1959 Landeshauptmann Zwecke der Gewäs-
seraufsicht 

Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz Wohnhaus-Wiederaufbaufonds - 

Bienenseuchengesetz Bund - 

KommAustria-Gesetz Bund - 

ORF-Gesetz Bund - 

Punzierungsgesetz 2000 Bund - 

Rundfunkgebührengesetz Bund - 

Seeschiffahrts-Erfüllungsgesetz Bund - 
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Strafgeld-Widmungen in NÖ Landesgesetzen 

Rechtsgrundlage Empfänger Widmungszweck 

NÖ Naturschutzgesetz Land NÖ Maßnahmen des Naturschutzes 

NÖ Abfallwirtschaftsgesetz Gemeinde Maßnahmen des Umweltschutzes 

NÖ Nationalparkgesetz Land NÖ Zwecke des Nationalparks 

NÖ Kurzparkzonenabgabegesetz Gemeinde - 

NÖ Lustbarkeitsabgabegesetz Gemeinde - 

NÖ Jagdgesetz NÖ Landesjagd-
verband 

Unterstützung für bedürftige  
Mitglieder 

NÖ Kanalgesetz Gemeinde - 

NÖ Jugendgesetz Land NÖ Zwecke der Jugendförderung 

NÖ Elektrizitätswesengesetz Ökofonds 
Förderung von Ökostromanlagen 
mit Standort in NÖ und Förderung 
von Energieeffizienzprogrammen 

NÖ Tierzuchtgesetz Land NÖ - 

NÖ Höhlenschutzgesetz Land NÖ - 

NÖ Sammlungsgesetz Land NÖ - 

Die ordnungsgemäße Widmung von Strafgeldern ist schon aufgrund der Vielzahl an 
Regelungen, Erledigungsformen, Zahlungsarten und Dienststellen aufwendig und feh-
leranfällig. Der LRH hat daher die Widmungsregelungen der Straßenverkehrsordnung 
1960 (StVO) näher betrachtet, die rund 90 % der eingelangten Anzeigen betraf.  

14.1 Widmungen in der StVO 

Die Straßenverkehrsordnung enthält in § 100 in der Fassung BGBl I 2009/93 folgende 
Bestimmungen zur Widmung der eingehobenen Strafgelder: 

Abs 3a: Ist ein Fahrzeug entgegen den Bestimmungen (…..) abgestellt und auf Grund 
bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass bei dem Lenker des Fahrzeuges die Strafver-
folgung aus in seiner Person gelegenen Gründen offenbar unmöglich oder wesentlich 
erschwert sein werde, so können die Organe der Straßenaufsicht technische Sperren an 
das Fahrzeug anlegen, um den Lenker am Wegfahren zu hindern.… Die eingehobenen 
Strafgelder fließen dem Rechtsträger zu, der den Aufwand der Behörde zu tragen hat. 

Abs 7: Eingehobene Strafgelder, ausgenommen jene nach Abs. 3a, sind dem Erhalter 
jener Straße abzuführen, auf der die Verwaltungsübertretung begangen worden ist; 
Strafgelder, die auf Straßen eingehoben werden, die gemäß Art. 5 § 1 des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 50/2002 als Bundesstraßen aufgelassen wurden, sind jedoch an 
den Bund abzuführen; in Wien gilt das Land Wien als Erhalter jener Straßen, die we-
der Bundesstraßen sind noch gemäß Art. 5 § 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2002 
als Bundesstraßen aufgelassen wurden. In Ortsgebieten mit Landes- und Gemeinde-
straßen können die eingehobenen Strafgelder zwischen Land und Gemeinde auch 
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nach dem Verhältnis der Straßenlänge zwischen Landes- und Gemeindestraßen auf-
geteilt und abgeführt werden, sofern zwischen Land und Gemeinde ein diesbezügli-
ches Einvernehmen besteht. Sofern sich aus den Abs. 8, 9 und 10 nichts anderes er-
gibt, sind die eingehobenen Strafgelder, ausgenommen jene, die auf Straßen einge-
hoben werden, die gemäß Art. 5 § 1 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2002 als Bun-
desstraßen aufgelassen wurden, für die Straßenerhaltung, für die Beschaffung und 
Erhaltung von Einrichtungen zur Verkehrsüberwachung sowie für Maßnahmen zur 
Verkehrsüberwachung zu verwenden. 

Abs 8: Bestellt ein Land Straßenaufsichtsorgane oder ordnet ein Land zum Zwecke 
der Überwachung des Verkehrs Personal zur Dienstleistung bei einer Bezirksverwal-
tungsbehörde oder Bundespolizeibehörde ab, so ist der Personal- und Sachaufwand 
für diese Organe aus den Strafgeldern jener Verwaltungsübertretungen, die von die-
sen Organen wahrgenommen werden, zu bestreiten. Dies gilt nur dann, wenn die Be-
stellung oder Abordnung der Organe im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Inneres erfolgt und nur für Übertretungen der §§ 8 Abs. 4, 9 Abs. 7, 23 bis 25 und 
26a Abs. 3 sowie der Kurzparkzonen-Überwachungsverordnung. Ein nach Abzug die-
ses Aufwandes verbleibender Rest ist auf die Erhalter jener Straßen aufzuteilen, auf 
denen die den eingenommenen Strafgeldern zu Grunde liegenden Verwaltungsüber-
tretungen begangen wurden. Die Aufteilung hat im Verhältnis jener Beträge zu er-
folgen, die den Straßenerhaltern ohne Abzug des Personal- und Sachaufwandes für 
diese Organe zugeflossen wären. Dieser Rest an Strafgeldern ist vorrangig für die 
Straßenerhaltung und ein danach noch verbleibender Rest zur Förderung von Inves-
titionen des öffentlichen Nahverkehrs zu verwenden. 

Abs 9: Werden Angelegenheiten der Straßenpolizei, die bisher von Bundespolizeibehör-
den vollzogen wurden, auf Bezirksverwaltungsbehörden rückübertragen, so sind die im 
örtlichen Wirkungsbereich einer Bezirksverwaltungsbehörde anfallenden Strafgelder 
zur Abdeckung des dieser Bezirksverwaltungsbehörde durch die Rückübertragung 
entstehenden Mehraufwandes, mit Ausnahme des in Abs. 8 bezeichneten Aufwandes, 
zu verwenden; dabei haben der Bund und das jeweilige Land im Verhältnis der ihnen 
jeweils im Bereich dieser Bezirksverwaltungsbehörde im vorangegangenen Kalender-
jahr zugeflossenen Strafgelder zur Abdeckung beizutragen. 

Abs 10: 20 vH der Strafgelder aus jenen Verwaltungsübertretungen, die von Organen 
der Bundespolizei wahrgenommen werden, fließen der Gebietskörperschaft zu, die 
den Aufwand für diese Organe zu tragen hat. Dies gilt nicht für Verwaltungsübertre-
tungen auf Gemeindestraßen in Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern. Die 
Strafgelder sind für die Abdeckung des Personal- und Sachaufwandes, der aus dem 
Einsatz solcher zusätzlichen Organe auf dem Gebiet der Verkehrsüberwachung ent-
steht, und für die Beschaffung und Erhaltung von Einrichtungen zur Verkehrsüber-
wachung zu verwenden. 

Mit anderen Worten: Sofern technische Sperren an das Fahrzeug angelegt werden – 
fließen bei bestimmten Übertretungen (im Wesentlichen den ruhenden Verkehr betref-
fend) die Strafgelder dem Rechtsträger zu, der den Aufwand der Verwaltungsstrafbe-
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hörde zu tragen hat. Dies ist im Stadtgebiet von Schwechat, Wiener Neustadt und 
St. Pölten die Bundespolizeidirektion, im Stadtgebiet von Krems und Waidhofen/Ybbs 
der Magistrat sowie im restlichen NÖ die jeweilige Bezirkshauptmannschaft. Unerheb-
lich dabei ist, wer der Rechtsträger der einschreitenden Organe ist. Wird dagegen ein in 
Abs 3a genanntes Delikt ohne Anbringung technischer Sperren bestraft, gelten für die 
eingehobenen Strafgelder die allgemeinen Regeln des § 100 Abs 7 und 10. Zusammen-
fassend  ergibt sich folgendes Bild: 

Strafgeldwidmung § 100 Abs 7 und 10 StVO 1960 

 ohne Einschreiten von Organen 
der Bundespolizei 

mit Einschreiten von Organen  
der Bundespolizei 

Straße Empfänger Zweck Empfänger Zweck 

Autobahn A 100 % ASFINAG Ja 80 % ASFINAG 20 % 
BMI Ja 

Schnellstraße S 100 % ASFINAG Ja 80 % ASFINAG 20 % 
BMI Ja 

Landesstraße B 100 % BMVIT Nein 80 % BMVIT 20 % 
BMI 

BMVIT 
Nein 
BMI Ja 

Landesstraße L 100 % Land NÖ Ja 80 % Land NÖ 20 % 
BMI Ja 

100 % Gemeinde < 10.000 
Einwohner (EW) 

Gemeindestraße 100 % Gemeinde Ja 
80 % Gemeinde 
> 10.000 EW  

20 % 
BMI 

Ja 

Für einige Strafen sieht die Straßenverkehrsordnung nicht nur eine Widmung hinsicht-
lich des Empfängers, sondern auch hinsichtlich eines Verwendungszwecks vor. Wäh-
rend die widmungsgemäße Verwendung bei Gebietskörperschaften durch eine Zweck-
widmung im Voranschlag nachvollzogen werden kann, ist dies bei privaten Empfängern 
(zB Einkaufszentren) nicht der Fall.  

Mit dem Bundesstraßen-Übertragungsgesetz, BGBl I 2002/50, wurde der Themenkreis 
Bundesstraßen umfangreich neu geregelt und die Bundesstraßen in Bau und Erhaltung 
auf die Länder übertragen. Als Besonderheit wurde damit einhergehend eine abwei-
chende Regelung in § 100 Abs 7 StVO normiert, wonach für eingehobene Strafgelder 
auf Straßen, die gemäß Bundesstraßen-Übertragungsgesetz als Bundesstraßen aufgelas-
sen wurden, keine Widmung besteht. Diese Strafgelder gehen an das BMVIT und unter-
liegen keiner Zweckwidmung. 

Ebenfalls mit dem Bundesstraßen-Übertragungsgesetz wurden aufgrund der Übernahme 
für die Länder Zweckzuschüsse nach dem Zweckzuschussgesetz 2001, BGBl I 2001/3, 
für Zwecke der Finanzierung von Straßen festgelegt. Diese Zweckzuschüsse endeten 
mit 31. Dezember 2007, wogegen die Ausnahmeregel in § 100 Abs 7 StVO unbefristet 
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weiter besteht. In den Materialien zum Zweckzuschussgesetz findet sich dazu die An-
merkung, dass „über die Höhe in den weiteren Jahren Verhandlungen mit den Ländern 
zu führen sein werden, wobei der Finanzausgleich aber jedenfalls so zu regeln sein 
wird, dass die Lasten der Länder aus der Übertragung der Bundesstraßen B berücksich-
tigt werden.“ Eine Begründung für die unbefristete Ausnahmeregel der StVO war den 
Materialien nicht zu entnehmen. Somit steht fest, dass die finanzielle Abgeltung der 
Bundesstraßen-Übernahme mittlerweile in den Finanzausgleich eingeflossen ist, jedoch 
nach wie vor eine Zusatzregelung in der StVO besteht.  

Der LRH regt daher an, im Rahmen der Verwaltungsreform und des Finanzausgleichs 
auf eine Vereinfachung dieser Widmungsbestimmungen hinzuwirken, indem beispiels-
weise die Anzahl der Bestimmungen und Empfänger verringert oder die Verteilung im 
Finanzausgleich geregelt wird. Dies wäre ein Beitrag zur Verwaltungsvereinfachung. 

Ergebnis 11 
Im Rahmen der Verwaltungsreform und des Finanzausgleichs ist auf eine Verein-
fachung der Widmung von Verwaltungsstrafgeldern hinzuwirken. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Die Angelegenheit wird im Zuge der nächsten Finanzausgleichsverhandlungen 
thematisiert werden. 

NÖ Landesrechnungshof: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

14.2 Widmungen im Strafenprogramm NEU 

Eine Durchsicht des Strafenprogramms NEU auf die Handhabung der materienrechtli-
chen Vorgaben im September 2010 ergab folgende Feststellungen: 
• Die Ausnahme des § 100 Abs 10 StVO, wonach für Verwaltungsübertretungen auf 

Gemeindestraßen in Gemeinden mit weniger als 10.000 Einwohnern die 20 %-Regel 
nicht Anwendung findet, wurde fast durchgehend berücksichtigt. Lediglich eine 
Marktgemeinde, die zum maßgeblichen Stichtag 31. Oktober 2008 gemäß Register-
zählungsgesetz, BGBl I 2006/33, für die Finanzjahre 2009 und 2010 insgesamt 
10.812 Einwohnern hatte, wurde im Strafenprogramm NEU noch als Gemeinde mit 
weniger als 10.000 Einwohnern geführt. Sie erhielt daher auch bei Einschreiten ei-
nes Organs der Bundespolizei 100 % anstatt 80 % der Strafgelder. 

• Gemäß § 37 Abs 8 Führerscheingesetz sind die eingehobenen Strafgelder für die 
Vollziehung dieses Bundesgesetzes zu verwenden und fließen jener Gebietskörper-
schaft zu, die den Aufwand der Behörde zu tragen hat, welche das Strafverfahren in 
erster Instanz durchführt. Die Strafgelder aus dem Führerscheingesetz wurden dem 
Teilabschnitt 2/03003 „Bezirkshauptmannschaften, Amtsbetrieb“ zugeführt, womit 
aber an sich noch keine widmungsgemäße Verwendung für die Vollziehung des 
Führerscheingesetzes gewährleistet ist. 
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• Gemäß § 100 Abs 7 StVO gebühren Strafgelder grundsätzlich dem Erhalter jener 
Straße, auf der die Verwaltungsübertretung begangen worden ist. Im Umkehrschluss 
fallen Strafgelder von Verwaltungsübertretungen, welche nicht auf einer Straße be-
gangen wurden, unter die Generalklausel des § 15 VStG (Sozialhilfe). Dies betrifft 
vor allem Übertretungen gemäß § 5 StVO (Verweigerung von Alkotests auf der Po-
lizeiinspektion, Verweigerung der ärztlichen Untersuchung in einer Krankenanstalt), 
wofür eine Mindeststrafe von € 1.600,00 vorgesehen ist. Eine Stichprobe ergab, dass 
die eingehobenen Strafgelder teilweise nicht zugunsten der Sozialhilfe, sondern dem 
Erhalter jener Straßen gewidmet wurden, auf der die Anhaltung erfolgte. 

• Gemäß § 162 Abs 6 Eisenbahngesetz, BGBl I 2010/25 vom 22. April 2010 (in Kraft 
seit 23. April 2010), fließen 50 % der Strafgelder aus jenen Verwaltungsübertretun-
gen, die von Organen der Bundespolizei wahrgenommen werden, der Gebietskör-
perschaft zu, die den Aufwand für diese Organe zu tragen hat. 20 % der Strafgelder 
aus Verwaltungsübertretungen gemäß Abs 3, die durch bildverarbeitende technische 
Einrichtungen festgestellt wurden, fließen dem Eisenbahnunternehmen zu. Im Sep-
tember 2010 waren diese Widmungsregeln noch nicht im Strafenprogramm NEU 
berücksichtigt. 

• Unter dem Widmungscode „S835 Tiertransportgesetz Straße“ widmete das Strafen-
programm NEU im September 2010 die Strafgelder zu 100 % dem Land NÖ. Im 
Voranschlag 2011 des Landes NÖ findet sich dazu der Teilabschnitt 2/64902 „Tier-
transportgesetz-Straße (ZG)“. Bereits mit 31. Juli 2007 trat jedoch das Tiertrans-
portgesetz-Straße, BGBl 1994/411, außer Kraft. Nach dem neuen Tiertransportge-
setz 2007, BGBl I 2007/54, fließen gemäß § 22 Abs 3 für den Fall, dass die Verwal-
tungsübertretung durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes wahrgenommen 
wurde, 20 % der eingenommenen Strafgelder der Gebietskörperschaft zu, die den 
Personal- und Sachaufwand für diese Organe zu tragen hat.  

• Unter dem Widmungscode „S913 BM f. Land- u. Forstwirtschaft, Weinaufsicht“ 
widmete das Strafenprogramm NEU im September 2010 die Strafgelder zu 100 % 
dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft. Das Weingesetz 2009, 
BGBl I 2009/111, sieht jedoch keine Widmung vor, allfällige Strafgelder kommen 
somit der Sozialhilfe gemäß der Generalregel in § 15 VStG zugute. 

• Unter den Widmungscodes „S951 Autobahnmaut Fahr.-Strafen Zollwache“ sowie 
„S955 Autobahnmaut Zeit.-Strafen Zollwache“ fanden sich im September 2010 
nicht mehr geltende Widmungen gemäß dem Bundesstraßen-Mautgesetz 2002, 
BGBl I 2002/109. Mit BGBl I 2006/26 waren am 24. Februar 2006 folgende Wid-
mungsregelungen in Kraft getreten: 
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Widmungsfälle Mautprellerei 

 zeitabhängige Maut fahrleistungsabhängige 
Maut 

Wahrgenommen durch 
Mautaufsichtsorgan 

80 % ASFINAG 
20 % gem. § 15 VStG 

80 % ASFINAG 
20 % Gebietskörperschaft 

Wahrgenommen durch 
Organ der Straßenaufsicht 

60 % ASFINAG 
20 % BMI 
20 % gem. § 15 VStG 

60 % ASFINAG 
20 % BMI 
20 % Gebietskörperschaft 

Außerdem waren folgende Widmungscodes des Strafenprogramms NEU im Septem-
ber 2010 obsolet:  
„S845 NÖ Luftreinhaltegesetz“: aufgrund LGBl 8100-3 seit 14. Februar 2003 außer 
Kraft  
„S941 Devisenstrafen“: aufgrund BGBl I 2003/123 seit 1. Jänner 2004 außer Kraft 
„S952 Luftreinhaltegesetz Kesselanlagen“: aufgrund BGBl I 2004/150 seit 
1. Jänner 2005 außer Kraft 
„S953 Altlastensanierungsgesetz“: aufgrund BGBl 1993/185 seit 17. März 1993 außer 
Kraft 
Der LRH empfahl daher, die Widmungen im Strafenprogramm NEU zu warten und da-
bei verstärkt die Fachabteilungen des Amtes der NÖ Landesregierung einzubinden. 

Ergebnis 12 
Das Strafenprogramm NEU ist unter der Einbindung der Fachabteilungen hin-
sichtlich der Widmungen zu aktualisieren und regelmäßig zu warten. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Die Aktualisierung und Wartung der Widmungsstellen wird unter Einbindung der 
jeweiligen Fachabteilungen vorgenommen werden. 

NÖ Landesrechnungshof: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

15 Verwaltungsstrafregister 
Ein wegen einer Verwaltungsübertretung verhängtes Straferkenntnis zieht gemäß § 55 
Abs 1 VStG – sofern gesetzlich nicht anderes bestimmt ist – keine Straffolgen nach sich 
und gilt nach Ablauf von fünf Jahren als getilgt. Außerdem dürfen gemäß Abs 2 getilgte 
Verwaltungsstrafen in amtlichen Leumundszeugnissen oder Auskünften für Zwecke ei-
nes Strafverfahrens nicht erwähnt und bei der Strafbemessung im Verwaltungsstrafver-
fahren nicht berücksichtigt werden. 

Da keine landes- oder bundesweite Evidenz verwaltungsbehördlicher Bestrafungen be-
steht, führt jede Strafbehörde, also im Wesentlichen die Bezirksverwaltungsbehörden 
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sowie die Bundespolizeidirektionen, ein eigenes Strafregister. Diese Register sind 
grundsätzlich untereinander nicht vernetzt.  

Im Zuge von Verwaltungsstrafverfahren können Vorstrafen von der für das Verfahren 
zuständigen Behörde (grundsätzlich die Tatortbehörde) bei der Wohnsitzbehörde abge-
fragt werden. Gibt es Hinweise für weitere Vorstrafen, so können diese aber auch bei 
jeder anderen Strafbehörde nachgefragt werden. Im Endeffekt ist die Berücksichtigung 
von Vorstrafen somit von den jeweiligen Umständen abhängig. Um Gewissheit über al-
le relevanten Vorstrafen zu erlangen, müssten im Zuge eines Strafverfahrens alle infra-
ge kommenden anderen Strafbehörden im Rechtshilfeweg um Vorstrafenauskunft er-
sucht werden, also bundesweit 84 Bezirkshauptmannschaften, 15 Magistrate sowie 14 
Bundespolizeidirektionen.  

Ein bundesweites Verwaltungsstrafregister würde die Verwaltung vereinfachen und wä-
re daher zweckmäßig,  

Der LRH regt im Sinn einer Verfahrensvereinfachung an, ein bundesweites Ver-
waltungsstrafregister einzurichten. 

16 Verwaltungsstrafsachen mit Auslandsbezug 
Im Jahr 2009 wurden von insgesamt 1.027.908 eingebrachten elektronischen Anzeigen 
(Radar, Verwaltungsstrafverfügungen) 171.936 Anzeigen nicht weiterverfolgt und das 
Verfahren gemäß § 34 VStG abgebrochen. Im System des Strafenprogramms NEU wer-
den alle Radar-Anzeigen gegen ausländische Fahrzeughalter (alle Länder außer Öster-
reich, Deutschland und der Schweiz) gesammelt und in diesem Programm zum Abbre-
chen bereitgestellt.  

Wie die Erfahrungen auf dem Gebiet der Halter- und Lenkerauskunft von den österrei-
chischen Behörden5 zeigen, können Verwaltungsstrafverfahren vielfach nicht mit der 
Erlassung eines vollstreckbaren Strafbescheids abgeschlossen werden, weil die Ermitt-
lung der Fahrzeughalter und -lenker schwierig und innerhalb der Verjährungsfrist viel-
fach nicht zu bewältigen ist. 

Auch das EU-Verwaltungsstrafvollstreckungsgesetz (EU-VStVG), BGBl I 2008/3, hat 
daran bei Verkehrsstrafsachen mit Auslandsbezug nichts geändert, weil damit lediglich 
die Vollstreckung von bereits rechtskräftigen Entscheidungen der Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union geregelt wurde.  

Hinzu kommt, dass im Gefolge des EU-VStVG die Einhebung einer vorläufigen Si-
cherheit gemäß § 37a VStG bei Bürgern etlicher Staaten im Regelfall ausgeschlossen 
wurde.  

§ 37a VStG Abs 2 Z 2 lässt die Einhebung einer vorläufigen Sicherheit durch ein Organ 
des öffentlichen Sicherheitsdiensts zu, wenn eine Strafverfolgung oder der Strafvollzug 

                                                 
5

 Bericht des BMVIT „Erfahrungen auf dem Gebiet der Halter- und Lenkerauskunft von den österreichischen Behörden, 
aufgrund der Entschließung des Nationalrats vom 5. Dezember 2007 (E 50-NR/XXIII.GP)“ siehe dazu unter 

    http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/KOMM/KOMM_00100/index.shtml, abgefragt am 11. November 2010 
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gegen eine auf frischer Tat betretene Person offenbar unmöglich oder wesentlich er-
schwert sein wird.  

Nach Ansicht des Bundeskanzleramt-Verfassungsdienstes (Durchführungsrundschrei-
ben zum EU-VStVG vom 6. November 2008) führt jedoch allein der Umstand, dass es 
sich beim Betroffenen um eine Person mit Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat 
handelt, nicht dazu, dass die Durchführung des Strafverfahrens oder des Strafvollzugs 
von vornherein als wesentlich erschwert anzusehen wäre, wenn folgende Voraussetzun-
gen vorliegen:  
• Der betreffende Mitgliedsstaat hat das Übereinkommen – gemäß § 34 des Vertrags 

über die Europäische Union vom Rat erstellt – über die Rechtshilfe in Strafsachen 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union, BGBl III 2005/65, ratifiziert 
bzw. ist diesem beigetreten und  

• der betreffende Mitgliedstaat hat den Rahmenbeschluss 2005/214/JI über die An-
wendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung von Geldstrafen und 
Geldbußen, ABl. Nr. L 76 vom 22.03.2005, bereits in nationales Recht umgesetzt.  

Das Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Union wurde von allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit 
Ausnahme von Griechenland, Irland, Italien und Luxemburg ratifiziert. In nationales 
Recht umgesetzt wurde der Rahmenbeschluss bereits von Dänemark, Estland, Finnland, 
Frankreich, Lettland, Litauen, Niederlande, Rumänien, Slowenien, Spanien, Tschechi-
sche Republik, Ungarn, Vereintes Königreich und Zypern6.  

Nur dann, wenn – aus welchen Gründen auch immer – davon auszugehen ist, dass die 
Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung trotz der Anwendbarkeit des Rechtshilfe-
übereinkommens und des ins nationale Recht umgesetzten Rahmenbeschlusses nicht 
möglich oder wesentlich erschwert sein wird, kann daher eine vorläufige Sicherheit ein-
gehoben werden. Dies bedeutet in der Praxis, dass selbst bei einer Anhaltung unmittel-
bar nach einer Straftat an Ort und Stelle durch die Organe der öffentlichen Sicherheit 
keine Strafgelder mehr eingehoben werden können, wenn der Betretene seinen Wohn-
sitz in Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Lettland, Litauen, Niederlande, Rumä-
nien, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Vereintes Königreich oder 
Zypern hat. 

Erleichterungen könnte, ein Beitritt zu EUCARIS (Europäisches Fahrzeug- und Führer-
schein-Informationssystem) schaffen. Dieses System ermöglicht einen direkten Daten-
austausch zwischen den zentralen Fahrzeug- und Führerscheinregistern der beteiligten 
Staaten. Dadurch wäre für die Strafbehörden ohne aufwendigen (und oft erfolglosen) 
Schriftverkehr eine wesentliche Hilfestellung bei der Ermittlung von Halterdaten gege-
ben. Innerstaatlich wäre nach Ansicht des LRH eine Anhebung der Verjährungsfrist für 
die Verfolgungsverjährung auf ein Jahr durchaus hilfreich. 

                                                 
6

 Jeweils aktueller Stand kann unter http://www.bundeskanzleramt.at/site/Cob__33903/6670/Default.aspx abgefragt werden. 
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Der LRH hält Maßnahmen zur Verbesserung der rechtlichen Grundlagen für die 
Verfolgung von Verwaltungsstrafsachen mit Auslandsbezug auf nationaler und in-
ternationaler Ebene für zweckmäßig.  

St. Pölten, im Mai 2011 

Die Landesrechnungshofdirektorin 

Dr. Edith Goldeband 




